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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017 

§ 31. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der Bestimmungen des 
Abs. 2 dieses Paragrafen und des § 30 Abs. 2 mit Ablauf des 31. Dezember 2023 
außer Kraft. 

§ 31. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer 
Kraft. § 9 Abs. 2 Z 1a, § 13 Abs. 1 und § 16 Abs. 1 Z 10 und 10a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2023 treten nicht in Kraft. 

(1a) bis (2) … (1a) bis (2) … 

Artikel 3 

Änderung des Umweltförderungsgesetzes 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(2) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) Förderungen zusagen und 
Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft kann für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) 
Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 

 Z 1. bis 6.   Z 1. bis 6. 

7. in den Jahren 2015 und 2016 jeweils einen Barwert von 100 Millionen Euro 
und 

7. in den Jahren 2015 und 2016 jeweils einen Barwert von 100 Millionen Euro, 

8. ab dem Jahr 2017 bis zum Außerkrafttreten des 
Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, jährlich 
jeweils einem Barwert von 80 Millionen Euro 

8. ab dem Jahr 2017 bis zum Außerkrafttreten des 
Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, jährlich 
jeweils einem Barwert von 80 Millionen Euro und 

 9. ab dem Jahr 2024 bis zum Außerkrafttreten des Finanzausgleichsgesetzes 
2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. XX/2023 jährlich jeweils einen Barwert von 100 
Millionen Euro 

entspricht. Bis zu 25 vH des jährlichen Höchstbetrages können als Vorgriff auf das 
jeweilige Folgejahr an Förderungen zugesagt oder an Aufträgen gemäß Abs. 1 
erteilt werden. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht 
in Anspruch genommene Förderungsmittel können bis zum Außerkrafttreten des 

entspricht. Bis zu 25 vH des jährlichen Höchstbetrages können als Vorgriff auf das 
jeweilige Folgejahr an Förderungen zugesagt oder an Aufträgen gemäß Abs. 1 
erteilt werden. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht 
in Anspruch genommene Förderungsmittel können bis zum Außerkrafttreten des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
FAG 2017 neuerlich zugesagt oder vergeben werden, sofern sie ab 1. Jänner 2011 
frei werden. Der Bundesminister für Land und Forstwirtschaft, Umwelt- und 
Wasserwirtschaft hat nach Befassung der Kommission gemäß § 7 Z 1 im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für die gesamte Periode 2008 
bis 2013 jenen Barwert festzulegen, der maximal für Maßnahmen der Sanierung 
gemäß § 17 Abs. 1 Z 4 zugesagt oder vergeben werden kann. Für 
Wiederinstandsetzungs- oder Ersatzmaßnahmen zur Beseitigung von Schäden auf 
Grund der Hochwasser im Sommer 2005 an Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 1 Z 1 
bis 3 können zu Lasten der Zusagerahmen 2005 bis 2007 bis zu insgesamt 20 
Millionen Euro zugesagt oder vergeben werden. 

FAG 2024 neuerlich zugesagt oder vergeben werden, sofern sie ab 1. Jänner 2011 
frei werden. Der Bundesminister für Land und Forstwirtschaft, Umwelt- und 
Wasserwirtschaft hat nach Befassung der Kommission gemäß § 7 Z 1 im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für die gesamte Periode 2008 
bis 2013 jenen Barwert festzulegen, der maximal für Maßnahmen der Sanierung 
gemäß § 17 Abs. 1 Z 4 zugesagt oder vergeben werden kann. Für 
Wiederinstandsetzungs- oder Ersatzmaßnahmen zur Beseitigung von Schäden auf 
Grund der Hochwasser im Sommer 2005 an Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 1 Z 1 
bis 3 können zu Lasten der Zusagerahmen 2005 bis 2007 bis zu insgesamt 20 
Millionen Euro zugesagt oder vergeben werden. 

(2a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft kann in den Jahren 1993 bis 2024 zusätzlich zu Abs. 2 im 
Rahmen von Sondertranchen für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff), 
insbesondere für Maßnahmen der Trinkwasserversorgung, zusätzliche 
Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 
insgesamt dem Barwert von höchstens 557,839 Millionen Euro entspricht. 
Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht in Anspruch 
genommene Förderungsmittel können neuerlich zugesagt oder vergeben werden, 
sofern sie ab 1. Jänner 2011 frei werden. 

(2a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft kann in den Jahren 1993 bis 2026 zusätzlich zu Abs. 2 im 
Rahmen von Sondertranchen für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff), 
insbesondere für Maßnahmen der Trinkwasserversorgung, zusätzliche 
Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 
insgesamt dem Barwert von höchstens 657,839 Millionen Euro entspricht. 
Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht in Anspruch 
genommene Förderungsmittel können neuerlich zugesagt oder vergeben werden, 
sofern sie ab 1. Jänner 2011 frei werden. 

Forschung und Bewusstseinsbildung Forschung und Bewusstseinsbildung 

§ 21. Für Vorhaben im Bereich der Forschung und der Bewusstseinsbildung, 
die den Zwecken der Siedlungswasserwirtschaft oder der Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer dienen, dürfen jährlich höchstens 
2 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. Bei Forschungsvorhaben, sind 
§§ 10 bis 13 des Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in 
der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden. 

§ 21. Für Vorhaben im Bereich der Forschung und der Bewusstseinsbildung, 
die den Zwecken der Siedlungswasserwirtschaft oder der Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer – insbesondere im Zusammenhang mit der 
Anpassung an den Klimawandel – dienen, dürfen jährlich höchstens 4 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt werden. Bei Forschungsvorhaben, sind §§ 10 bis 13 
des Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in der jeweils 
geltenden Fassung, anzuwenden. 

§ 51. (5a) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen jeweils Mittel 
in jenem Ausmaß zur Verfügung zu stellen, die erforderlich sind, um die 
Sondertranchen Siedlungswasserwirtschaft (§ 6 Abs. 2a, 2b und 2g) mit einem 
Barwert von 627,839 Millionen Euro und um die Förderungen zur Verbesserung 
des ökologischen Zustandes der Gewässer (§ 6 Abs. 2e) mit einem Barwert von 
340 Millionen Euro zu bedecken. 

§ 51. (5a) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen jeweils Mittel 
in jenem Ausmaß zur Verfügung zu stellen, die erforderlich sind, um die 
Sondertranchen Siedlungswasserwirtschaft (§ 6 Abs. 2a, 2b und 2g) mit einem 
Barwert von 727,839 Millionen Euro und um die Förderungen zur Verbesserung 
des ökologischen Zustandes der Gewässer (§ 6 Abs. 2e) mit einem Barwert von 
340 Millionen Euro zu bedecken. 

§ 51. (5f) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen § 51. (5f) Der Fonds hat dem Bund aus seinem Reinvermögen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. in den Jahren 2003 bis 2004 jeweils Mittel im Ausmaß von 
50,871 Millionen Euro und 

 1. in den Jahren 2003 bis 2004 jeweils Mittel im Ausmaß von 
50,871 Millionen Euro, 

 2. in den Jahren 2005 und 2006 jeweils Mittel im Ausmaß von 100 
Millionen Euro 

 2. in den Jahren 2005 und 2006 jeweils Mittel im Ausmaß von 100 
Millionen Euro, 

  3. im Jahr 2024 Mittel im Ausmaß von 160 Millionen Euro, 

  4. im Jahr 2025 Mittel im Ausmaß von 150 Millionen Euro, 

  5. im Jahr 2026 Mittel im Ausmaß von 140 Millionen Euro, 

  6. im Jahr 2027 Mittel im Ausmaß von 130 Millionen Euro und 

  7. im Jahr 2028 Mittel im Ausmaß von 120 Millionen Euro 

zu überweisen, die den Mitteln gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 zuzuschlagen sind. zu überweisen, die den Mitteln gemäß § 6 Abs. 1a Z 1 zuzuschlagen sind. 

Artikel 4 

Änderung des Wohn- und Heizkostenzuschussgesetzes 

§ 1. (1) … § 1. (1) … 

(2) Der Zweckzuschuss ist von den Ländern zusätzlich zu bereits für diesen 
Zweck vorgesehenen Landesmitteln im Jahr 2023 für Beihilfen an natürliche 
Personen zur Bestreitung gestiegener Wohn- und Heizkosten (Wohn- und 
Heizkostenzuschüsse) zu verwenden. 

(2) Der Zweckzuschuss ist von den Ländern zusätzlich zu bereits für diesen 
Zweck vorgesehenen Landesmitteln in den Jahren 2023 und 2024 für Beihilfen an 
natürliche Personen zur Bestreitung gestiegener Wohn- und Heizkosten (Wohn- 
und Heizkostenzuschüsse) zu verwenden. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Die Länder haben dem Bundesminister für Finanzen bis 31. Dezember 
2023 über die Verwendung des Zweckzuschusses zu berichten. 

(2) Die Länder haben dem Bundesminister für Finanzen bis 31. Dezember 
2024 über die Verwendung des Zweckzuschusses zu berichten. 

(3) … (3) … 

§ 6. (2) … § 6. (2) … 

 (3) § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xxx/xxxx treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 5 

Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 2305 der B
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Text Text 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Das Transparenzportal Das Transparenzportal 

Allgemeines Allgemeines 

§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 

 1. ...  1. ... 

 2. der Darstellung angebotener Leistungen im Sinne der Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a des Bundes-
Verfassungsgesetzes (B-VG), BGBl. Nr. 1/1920, über eine 
Transparenzdatenbank, soweit sie nicht bereits unter Z 1 fallen, 

 

 3. ...  3. ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 4. der Darstellung der vom Leistungsempfänger erhaltenen Leistungen im 
Sinne des § 4 mit Ausnahme von Sachleistungen gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 lit. f, 

 4. der Darstellung der vom Leistungsempfänger erhaltenen Leistungen im 
Sinne des § 4, 

 4a. ...  4a. ... 

 5. der Darstellung einer Information über Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 
Z 1 lit. f, 

 

 6. der Anzeige der für die Gewährung, die Einstellung oder die 
Rückforderung einer Leistung im Sinne des § 4 und im Sinne der 
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG 
über eine Transparenzdatenbank erforderlichen Voraussetzungen sowie 

 6. der Anzeige der für die Gewährung, die Einstellung oder die 
Rückforderung einer Leistung im Sinne des § 4 erforderlichen 
Voraussetzungen sowie 

 7. ...  7. ... 

(2) Die Transparenzdatenbank dient der Verarbeitung des Leistungsangebotes 
gemäß § 4 Abs. 1 Z 2, des Leistungsangebotes im Sinne der Vereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine 
Transparenzdatenbank, sowie der Verarbeitung von Daten über Leistungen, die 
gemäß § 23 Abs. 1 und 4 mitgeteilt, abgefragt oder übermittelt werden. 

(2) Die Transparenzdatenbank dient der Verarbeitung des Leistungsangebotes 
gemäß § 4 sowie der Verarbeitung von Daten über Leistungen, die gemäß § 23 
Abs. 1 und 4 mitgeteilt, abgefragt oder übermittelt werden. 

Zwecke der Datenverarbeitung Zwecke der Datenverarbeitung 

§ 2. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten (im Folgenden: 
„Daten“) im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), 
ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) von 
Leistungsempfängern und Einkommensbeziehern in der Transparenzdatenbank 
und im Transparenzportal erfolgt zum Zweck der 

§ 2. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten (im Folgenden: 
„Daten“) im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), 
ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, zuletzt berichtigt durch ABl. Nr. L74 vom 
04.03.2021 S. 35 (im Folgenden: DSGVO) von Leistungsempfängern und 
Einkommensbeziehern in der Transparenzdatenbank und im Transparenzportal 
erfolgt zum Zweck der 

 1. bis 7. ...  1. bis 7. ... 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Inhalt des Transparenzportals Inhalt des Transparenzportals 

Leistungen Leistungen 

§ 4. (1) ... § 4. (1) ... 

 1. ...  1. ... 

 a) bis c) ...  a) bis c) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

[...] [...] 

 e) und f) ...  e) und f) ... 

wobei die Zuordnung einer Leistung zu einer Leistungsart in der 
Reihenfolge der Aufzählung zu erfolgen hat; 

wobei die Zuordnung einer Leistung zu einer Leistungsart in der 
Reihenfolge der Aufzählung zu erfolgen hat, und 

 2.   2. für deren Finanzierung öffentliche Mittel gemäß § 3 verwendet werden.   

das Leistungsangebot  

 a) aufgrund eines Bundesgesetzes oder einer Verordnung eines 
Bundesorganes oder eines Beschlusses eines Organs einer mit 
Bundesgesetz eingerichteten Einrichtung erfolgt oder 

 

 b) auf einer privatrechtlichen Rechtsgrundlage beruht und vom Bund oder 
von einer Einrichtung gewährt wird, die der Kontrolle des 
Rechnungshofes gemäß § 11, § 12 oder § 13 des 
Rechnungshofgesetzes 1948 (RHG), BGBl. Nr. 144, unterliegt, oder 

 

 c) auf einer unionsrechtlichen Rechtsgrundlage beruht und vom Bund 
oder von einer Einrichtung ausgezahlt wird, die der Kontrolle des 
Rechnungshofes gemäß § 11, § 12 oder § 13 des 
Rechnungshofgesetzes 1948 (RHG), BGBl. Nr. 144, unterliegt und 

 

 3. die Erbringung der Leistung eine Angelegenheit ist,  

 a) für die die Gesetzgebung und die Vollziehung Bundessache ist oder  

 b) bei der der Bund oder eine seiner Einrichtungen als Träger von 
Privatrechten auftritt. 

 

(2) Unter Leistungen im Sinne des Abs. 1 Z 1 lit. a bis c sind ausschließlich 
Geldleistungen zu erfassen. 

(2) Liegt eine Leistung gemäß Abs. 1 mit Ausnahme von Sachleistungen 
gemäß Abs. 1 Z. 1 lit. f vor, so hat die leistungsdefinierende Stelle diese 
ehestmöglich als Leistungsangebot nach den Vorgaben des Bundesministeriums 
für Finanzen zu erfassen und das Leistungsangebot laufend aktuell zu halten. 
Sachleistungen gemäß Abs. 1 Z 1 lit. f können von den leistungsdefinierenden 
Stellen als Leistungsangebot erfasst werden. Unter Leistungen im Sinne des Abs. 1 
Z 1 lit. a und c sind ausschließlich Geldleistungen zu erfassen.  

(3) Leistungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind auch solche Leistungen, 
die zu einem Leistungsangebot im Sinne des Art. 4 Abs. 2 der Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine 
Transparenzdatenbank ausbezahlt und an die Transparenzdatenbank mitgeteilt 
werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) Leistungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind auch Leistungen, die von 
Gemeinden zu einem im eigenen Wirkungsbereich erstellten Leistungsangebot 
ausbezahlt und an die Transparenzdatenbank mitgeteilt werden 
(Gemeindeleistungen). Alle Regelungen betreffend Leistungen der Länder gelten 
sinngemäß auch für Gemeindeleistungen. 

 

 „Bundes-, Landes- und Gemeindeleistungen 

 § 4a. (1) Leistungen nach § 4 Abs. 1 sind Bundesleistungen, wenn das 
Leistungsangebot 

  1. auf einem Bundesgesetz, einer Verordnung eines Bundesorganes oder 
einem Beschluss einer mit Bundesgesetz eingerichteten Einrichtung 
beruht, oder 

  2. auf einer privatrechtlichen oder einer unionsrechtlichen Rechtsgrundlage 
beruht und vom Bund oder von einem vom Bund verschiedenen 
Rechtsträger gewährt wird. 

 (2) Leistungen nach § 4 Abs. 1 sind Landesleistungen, wenn das 
Leistungsangebot  

  1. auf einem Landesgesetz, einer Verordnung eines Landesorganes oder 
einem Beschluss einer mit Landesgesetz eingerichteten Einrichtung 
beruht, oder 

  2. auf einer privatrechtlichen oder einer unionsrechtlichen Rechtsgrundlage 
beruht und von einem Land oder von einem von einem Land verschiedenen 
Rechtsträger gewährt wird. 

 (3) Leistungen nach § 4 Abs. 1 sind Gemeindeleistungen, wenn diese von 
Gemeinden zu einem im eigenen Wirkungsbereich erstellten Leistungsangebot 
ausbezahlt und an die Transparenzdatenbank mitgeteilt werden. 

 (4) Werden Leistungen nach Abs. 1 Z 2 oder Abs. 2 Z 2 von einem vom Bund 
oder einem Land verschiedenen Rechtsträger gewährt, sind diese nur dann als 
Leistungsangebot zu erfassen und Mitteilungen darauf zu melden, wenn der 
Rechtsträger, der diese Leistungen gewährt, der Kontrolle des Rechnungshofes 
gemäß § 11, § 12, § 13, § 15, § 16, § 17 oder § 18 des Rechnungshofgesetzes 1948 
(RHG), BGBl. Nr. 144/1948 unterliegt. 

Sozialversicherungsleistungen, Ruhe- und Versorgungsbezüge Sozialversicherungsleistungen, Ruhe- und Versorgungsbezüge 

§ 6. (1) ... § 6. (1) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) ... (2) ... 

 1. Geldleistungen nach dem Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, oder 
Ruhegenüsse nach anderen Gesetzen des Bundes; 

 1. Geldleistungen nach dem Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340/1965, oder 
nach vergleichbaren landesgesetzlichen Vorschriften, oder Ruhegenüsse 
nach anderen Gesetzen des Bundes oder eines Landes; 

 2. Ruhe-(Versorgungs-) Bezüge im Sinne des Bundesbezügegesetzes, 
BGBl. I Nr. 64/1997, des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, des 
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85. 

 2. Ruhe-(Versorgungs-) Bezüge im Sinne des Bundesbezügegesetzes, 
BGBl. I Nr. 64/1997, des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, des 
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85/1953 oder nach 
vergleichbaren landesgesetzlichen Vorschriften. 

(3) ... (3) ... 

Förderungen Förderungen 

§ 8. (1) Förderungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 8. (1) Förderungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 (1) Förderungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

  1. Mitgliedsbeiträge, 

  2. Gesellschafterzuschüsse, 

  3. Spenden und Jubiläumsgelder, 

  4. direkte Förderungen, 

  5. Zuwendungen mit Sozial- oder Familienleistungscharakter, 

  6. Wiedergutmachungen und 

  7. Zahlungen an Intermediäre.“ 

 (2) Die Zuordnung einer Leistung zu einer der Förderungsarten hat nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen in der Reihenfolge der Aufzählung zu 
erfolgen. 

 (3) Mitgliedsbeiträge gemäß Abs. 1 Z 1 sind Geldzuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln zum Erwerb oder Aufrechterhaltung einer Mitgliedschaft ohne 
unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 

 (4) Gesellschafterzuschüsse gemäß Abs. 1 Z 2 sind Einlagen und Beiträge aus 
öffentlichen Mitteln jeder Art, die von einer Gebietskörperschaft in ihrer 
Eigenschaft als Gesellschafterin an eine Kapitalgesellschaft geleistet werden, an 
der die Gebietskörperschaft alleine oder gemeinsam mit einer anderen 
Gebietskörperschaft unmittelbar oder mittelbar 100% des Grund- oder 
Stammkapitals besitzt, ohne unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (5) Spenden gemäß Abs. 1 Z 3 sind freigebige Geldzuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln zu den in § 4a Abs. 2 EStG 1988 festgelegten begünstigten 
Zwecken ohne unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 

 (6) Jubiläumsgelder gemäß Abs. 1 Z 3 sind freigebige Geldzuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln anlässlich eines Jubiläums ohne unmittelbare angemessene 
geldwerte Gegenleistung. 

 (7) Direkte Förderungen nach Abs. 1 Z 4 sind 

  1. Förderungen gemäß § 30 Abs. 5 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013 
(BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, 

  2. Geldzuwendungen, die aus öffentlichen Mitteln des Bundes für eine 
erbrachte oder beabsichtigte Leistung, an der ein erhebliches, 
wahrzunehmendes öffentliches Interesse besteht, ohne unmittelbare 
angemessene geldwerte Gegenleistung von vom Bund verschiedenen 
Rechtsträgern in deren Namen und auf deren Rechnung gewährt 
werden sowie 

  3. soweit nicht bereits in Z 1 oder Z 2 enthalten, Geldzuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln, die für eine erbrachte oder beabsichtigte Leistung, 
an der ein öffentliches Interesse besteht, gewährt werden, ohne 
unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 

 (8) Zuwendungen mit Sozial- oder Familienleistungscharakter gemäß Abs. 1 
Z 5 sind Geldzuwendungen aus öffentlichen Mitteln an natürliche Personen, um 
Lasten zu decken, die durch bestimmte Risiken oder Bedürfnisse entstehen, ohne 
unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 

 (9) Wiedergutmachungen gemäß Abs. 1 Z 6 sind Geldzuwendungen aus 
öffentlichen Mitteln, die an natürliche oder nicht natürliche Personen aufgrund 
erlittenen Schadens oder erlittenen Unrechts geleistet werden, ohne unmittelbare 
angemessene geldwerte Gegenleistung. Nicht davon umfasst sind Geldleistungen, 
die aufgrund des Amtshaftungsgesetzes (AHG), BGBl. Nr. 20/1949, geleistet 
werden. 

 (10) Zahlungen an Intermediäre gemäß Abs. 1 Z 7 sind Geldleistungen an 
natürliche und nicht natürliche Personen, sofern 

  1. diese die erhaltenen Mittel in Form von Sachleistungen nach § 4 Abs. 1 
Z 1 lit. f an Dritte weitergeben und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  2. die dahinterstehenden Begünstigten entweder identifizierbar sind oder 
der dem einzelnen Begünstigten zukommende Vorteil bezifferbar ist. 

 (11) Vom Vorliegen einer angemessenen geldwerten Gegenleistung ist 
auszugehen, wenn die Zahlung auf der Grundlage eines fremdüblichen 
Austauschverhältnisses, wie etwa bei einem Werk-, Dienst-, Kauf- oder 
Tauschvertrag, erfolgt. 

 (12) Nicht als Förderung gelten Zahlungen zum Zweck der 
Krankenanstaltenfinanzierung sowie Zahlungen im Sinne des 
Bundesverfassungsgesetzes über die Regelung der finanziellen Beziehungen 
zwischen dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften (Finanz-
Verfassungsgesetz 1948 – F VG 1948), BGBl. Nr. 45/1948. 

 1. Förderungen im Sinn des § 30 Abs. 5 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, 
BGBl. I Nr. 139/2009; 

 

 2. soweit nicht bereits in Z 1 enthalten, Zahlungen aus öffentlichen Mitteln, 
die einem Leistungsempfänger für eine von diesem erbrachte oder 
beabsichtigte Leistung, an der ein öffentliches Interesse besteht, gewährt 
werden, ohne dafür unmittelbar eine angemessene geldwerte 
Gegenleistung zum eigenen Nutzen zu erhalten; 

 

 3. Zahlungen aus öffentlichen Mitteln an natürliche Personen ohne 
unmittelbare angemessene geldwerte Gegenleistung. 

 

(2) Vom Vorliegen einer angemessenen geldwerten Gegenleistung ist 
auszugehen, wenn die Zahlung auf der Grundlage eines fremdüblichen 
Austauschverhältnisses, wie etwa bei einem Werk-, Dienst-, Kauf- oder 
Tauschvertrag, erfolgt. 

 

(3) Nicht als Förderung gelten Zahlungen zum Zweck der 
Krankenanstaltenfinanzierung sowie Zahlungen im Sinne des 
Bundesverfassungsgesetzes über die Regelung der finanziellen Beziehungen 
zwischen dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften (Finanz-
Verfassungsgesetz 1948 – F-VG 1948), BGBl. Nr. 45/1948. 

 

(4) Zu den Förderungen zählen insbesondere  

 1. Leistungen nach dem Forschungs- und Technologieförderungsgesetz, 
BGBl. Nr. 434/1982; 

 

 2. die Forschungsprämie und die Bildungsprämie gemäß § 108c EStG 1988;  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 3. Leistungen nach dem KMU-Förderungsgesetz, BGBl. Nr. 432/1996;  

 4. Leistungen nach dem Landwirtschaftsgesetz 1992, BGBl. Nr. 375, 
einschließlich Leistungen aufgrund der Teilnahme an 
Agrarumweltmaßnahmen und an der Ausgleichszulage für benachteiligte 
Gebiete; im Rahmen einer Transparenzportalabfrage sind sie als 
besonders gekennzeichnete Förderungen darzustellen mit der Anmerkung, 
dass eine Gegenleistung im öffentlichen Interesse erbracht wird; 

 

 5. Leistungen nach dem Umweltförderungsgesetz, BGBl. Nr. 185/1993;  

 6. Leistungen aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 mit gemeinsamen 
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher 
Betriebe, ABl. Nr. L 30 vom 31.01.2009 S. 16, zuletzt geändert durch die 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 313/2012, ABl. Nr. L 103 vom 
13.04.2012 S. 17; 

 

 7. Annuitäten-, Zinsen- und Kreditkostenzuschüsse, wenn diese aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden; 

 

 8. Leistungen nach dem Forschungsorganisationsgesetz, BGBl. 
Nr. 341/1981; 

 

 9. Leistungen nach dem Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969;  

 10. das Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993;  

 11. die Familienbeihilfe, der Mehrkindzuschlag, die Schulfahrtbeihilfe und die 
Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376; 

 

 12. der Kinderabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 3 EStG 1988;  

 13. der Familienzeitbonus gemäß Familienzeitbonusgesetz, BGBl. I 
Nr. 53/2016; 

 

(Anm.: Z 14 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 25/2023)  

 15. die Bausparprämie gemäß § 108 EStG 1988;  

 16. die prämienbegünstigte Pensionsvorsorge gemäß § 108a EStG 1988;  

 17. die prämienbegünstigte Zukunftsvorsorge gemäß § 108g EStG 1988;  
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 18. das Kinderbetreuungsgeld und die Beihilfe zum pauschalen 
Kinderbetreuungsgeld nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz, BGBl. I 
Nr. 103/2001, und 

 

 19. die Ausgleichszulage nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz 
(BSVG), BGBl. Nr. 559/1978, und dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz (GSVG), BGBl. Nr. 560/1978. 

 

Sachleistungen Sachleistungen 

§ 11. (1) Sachleistungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 11. (1) Sachleistungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind aus öffentlichen 
Mitteln finanzierte Leistungen ohne unmittelbare angemessene geldwerte 
Gegenleistung. Sachleistungen werden nicht in Form von Geldzuwendungen 
gewährt.  

 (2) Zu den Sachleistungen zählen insbesondere:   

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

(2) Die Körperschaft, die die Kosten für die Erbringung der Sachleistung 
trägt, hat bis zum 31. März eines jeden Jahres den Wert der im vorangegangenen 
Kalenderjahr erbrachten Sachleistung zu ermitteln, indem sie die Kosten für die 
Gewährung der Sachleistung ihren Rechenwerken für das vorangegangene 
Kalenderjahr entnimmt und durch die Summe der Leistungsempfänger des 
entsprechenden Kalenderjahres dividiert. 

(3) Die leistende Stelle hat Sachleistungen mit dem jeweiligen geldwerten 
Vorteil, der dem Leistungsempfänger aufgrund der Sachleistung zukommt, 
anzusetzen.  

(3) Die Körperschaft hat den Wert der Sachleistung bis zum 31. März des 
Kalenderjahres, das auf die Erbringung der Sachleistung folgt, nach Maßgabe des 
§ 25 an die BRZ GmbH zu übermitteln. Die Mitteilung hat zu enthalten: 

 

 1. die Bezeichnung der Sachleistung  

 2. die Bezeichnung der die Sachleistung erbringenden Stelle  

 3. die Gesamtkosten für das vorangegangene Kalenderjahr  

 4. die Anzahl der Leistungsempfänger  

 5. die durchschnittlichen Kosten pro Leistungsempfänger (Abs. 2).  

(4) Zur Beratung der Bewertung der jeweiligen Sachleistung kann der 
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler eine 
Kommission gemäß § 8 des Bundesministeriengesetzes 1986 (BMG), BGBl. Nr. 76, 
einsetzen. 
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3. Abschnitt 3. Abschnitt 

Beteiligte Beteiligte 

Leistungsdefinierende Stellen Leistungsdefinierende Stellen 

§ 15. Leistungsdefinierende Stelle ist der hauptverantwortliche 
Bundesminister entsprechend seiner jeweiligen gesetzlichen Zuständigkeit für ein 
Leistungsangebot im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 2. Abweichend davon ist für 
Leistungsangebote, die im eigenen Wirkungsbereich eines haushaltsleitenden 
Organs im Sinne des § 6 Abs. 1 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I 
Nr. 139/2009, das kein Bundesminister ist, das haushaltsleitende Organ selbst 
leistungsdefinierende Stelle. 

§ 15.  

 (1) Leistungsdefinierende Stelle ist 

  1. für Bundesleistungen der hauptverantwortliche 
Bundesminister entsprechend seiner jeweiligen gesetzlichen 
Zuständigkeit für ein Leistungsangebot im Sinne des § 4a 
Abs. 1 bzw. 

  2. für Landes- und Gemeindeleistungen die von einem Land 
oder einer Gemeinde als leistungsdefinierende Stelle 
festgelegte Organisationseinheit. 

 (2) Abweichend davon ist für Leistungsangebote, die im eigenen 
Wirkungsbereich eines haushaltsleitenden Organs im Sinne des § 6 Abs. 1 des 
Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, das kein Bundesminister ist, 
das haushaltsleitende Organ selbst leistungsdefinierende Stelle. 

Leistende Stellen Leistende Stellen 

§ 16. (1) Leistende Stelle für eine Leistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a 
bis e ist jede inländische Einrichtung, der die Abwicklung dieser Leistung in Bezug 
auf einen Leistungsempfänger (§ 13) oder einen Leistungsverpflichteten (§ 14) 
obliegt. Insoweit die auszahlende Stelle vom Anwendungsbereich des § 38 des 
Bankwesengesetzes (BWG), BGBl. Nr. 532/1993, erfasst ist, gilt die im 
Abwicklungsprozess vorgelagerte Einrichtung als leistende Stelle. 

§ 16. (1) Leistende Stelle für eine Leistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a 
bis f ist jede inländische Einrichtung, der die Abwicklung dieser Leistung in Bezug 
auf einen Leistungsempfänger (§ 13) oder einen Leistungsverpflichteten (§ 14) 
obliegt. Insoweit die auszahlende Stelle vom Anwendungsbereich des § 38 des 
Bankwesengesetzes (BWG), BGBl. Nr. 532/1993, erfasst ist, gilt die im 
Abwicklungsprozess vorgelagerte Einrichtung als leistende Stelle. 

(2) ... (2) ... 
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Transparenzdatenbankbeirat Transparenzdatenbankbeirat 

§ 20. (1) ... § 20. (1) ... 

(2) ... (2) ... 

[...] [...] 

 2. an der Erledigung von bedeutsamen Anbringen zur Anwendung dieses 
Bundesgesetzes sowie der Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine Transparenzdatenbank, die 
Auswirkungen auf mehr als eine Partei haben; 

 2. an der Erledigung von bedeutsamen Anbringen zur Anwendung dieses 
Bundesgesetzes; 

 3. an der gegenseitigen Information und Koordination bei der Umsetzung 
der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a 
B-VG über eine Transparenzdatenbank; 

 

 4. an der Evaluierung gemäß Art. 15 Abs. 5 der Vereinbarung zwischen dem 
Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine 
Transparenzdatenbank; 

 

 5. ...  5. ... 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) ... 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 

Leistungssystematisierung Leistungssystematisierung 

Leistungsangebotsermittlung Leistungsangebotsermittlung 

§ 21. (1) ... § 21. (1) ... 

 1. eine in ihrem jeweiligen Bereich eindeutige Bezeichnung zu vergeben;  1. ein Wirkungsziel, das mit der Leistung verfolgt wird, festzulegen, sofern es 
sich um eine Leistung nach § 8 Abs. 1 Z 4 handelt; 

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 

 4. die leistende Stelle im Sinne des § 16 zu bezeichnen sowie  4. die leistende Stelle im Sinne des § 16 zu bezeichnen; 

 5. die abfrageberechtigten Stellen im Sinne des § 17 Z 1 zu bezeichnen, 
soweit sie nicht bereits unter Z 4 fallen. 

 5. die abfrageberechtigten Stellen im Sinne des § 17 Z 1 zu bezeichnen, 
soweit sie nicht bereits unter Z 4 fallen sowie 

  6. anzugeben, ob die Leistung nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften 
des Bundes im Namen und auf Rechnung des Bundes oder im Namen und 
auf Rechnung von vom Bund verschiedenen Rechtsträgern vergeben 
werden. 

2305 der B
eilagen X

X
V

II. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung FA

G
 2024

16 von 22

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  17 von 22  

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

[...] [...] 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Datenermittlung Datenermittlung 

Inhalt der Mitteilungen Inhalt der Mitteilungen 

§ 25. (1) ... § 25. (1) ... 

 1. bis 8. ...  1. bis 8. ... 

 9. die eindeutige Bezeichnung der leistenden Stelle (§ 16) und  9. die eindeutige Bezeichnung der leistenden Stelle (§ 16); 

 10. die Angabe, ob die Leistung in den Anwendungsbereich des EU-
Beihilferechts im Sinne des Art. 107 und 108 AEUV fällt, wenn es sich 
dabei um eine „De-minimis“-Beihilfe handelt. 

 10. die Angabe, ob die Leistung in den Anwendungsbereich des EU-
Beihilferechts im Sinne des Art. 107 und 108 AEUV fällt, wenn es sich 
dabei um eine „De-minimis“-Beihilfe handelt und 

  11. Angaben zu Wirkungsindikatoren, soweit dies in der 
Transparenzdatenbank-Wirkungsindikatorenverordnung 
vorgesehen ist. 

 (1a) Die Bundesregierung ist berechtigt, jene Wirkungsindikatoren, die 
gemäß Abs. 1 Z 11 von den leistenden Stellen zu übermitteln sind, mit Verordnung 
festzulegen („Transparenzdatenbank-Wirkungsindikatorenverordnung“). 

 (1b) Wird eine Leistung nach § 4 Eltern für ein minderjähriges oder 
volljähriges Kind gewährt bzw. ausbezahlt, hat die Mitteilung der leistenden Stelle 
ergänzend zu den Daten nach Abs. 1 den Namen des Kindes, für das die Leistung 
gewährt bzw. ausbezahlt wird, zu übermitteln. 

 (1c) Um unerwünschte Mehrfachförderungen aus öffentlichen Mitteln zu 
vermeiden und einen effizienten und zielgerichteten Mitteleinsatz zu gewährleisten, 
haben leistende Stellen vor Gewährung einer Förderung nach § 8 eine 
personenbezogene Abfrage gemäß § 32 Abs. 5 vorzunehmen. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für die Mitteilung von Sachleistungen im Sinne des § 4 
Abs. 1 Z 1 lit. f. Die Ziffern 3a, 3b und 3c des Abs. 1 gelten nicht, wenn der 
Empfänger ein Leistungsverpflichteter (§ 14) ist, bei ertragsteuerlichen 
Ersparnissen im Sinne des § 4 Abs. 1 lit. b sowie bei Ermittlung durch Abfrage von 
bestehenden Datenbanken gemäß § 23 Abs. 1 Z 2. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für die Mitteilung von Sachleistungen im Sinne des § 4 
Abs. 1 Z 1 lit. f. Die Ziffern 3a, 3b und 3c des Abs. 1 gelten nicht, wenn der 
Empfänger ein Leistungsverpflichteter (§ 14) ist, bei ertragsteuerlichen 
Ersparnissen im Sinne des § 4 Abs. 1 lit. b sowie bei Ermittlung durch Abfrage von 
bestehenden Datenbanken gemäß § 23 Abs. 1 Z 2. Z 11 gilt nur für direkte 
Förderungen gemäß § 8 Abs. 1 Z 4.  
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(2a) bis (4) ... (2a) bis (4) ... 

Sicherstellung der Mitteilung Sicherstellung der Mitteilung 

§ 28. Die obersten Organe der Vollziehung des Bundes haben im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeit im Aufsichtsweg sicher zu stellen, dass die 
leistenden Stellen sämtliche Mitteilungen ordnungsgemäß übermitteln. 

§ 28. Die obersten Organe der Vollziehung haben im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit im Aufsichtsweg sicher zu stellen, dass die leistenden Stellen 
sämtliche Mitteilungen ordnungsgemäß übermitteln. 

Ausnahmen von der Pflicht zur Mitteilung Ausnahmen von der Pflicht zur Mitteilung 

§ 29. (1) ... § 29. (1) ... 

[...] [...] 

 3. ...  3. ... 

 4. über Daten von Leistungen, für die ein Land, eine Gemeinde oder ein 
Gemeindeverband oder eine Einrichtung eines Landes, einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes als leistende Stelle fungiert. 

 4. über Daten von Leistungen nach § 4a Abs. 3. 

(2) ... (2) ... 

Rückmeldungen Rückmeldungen 

§ 30. Bei der Anzeige im Transparenzportal von Leistungen im Sinne des § 4 
Abs. 1 Z 1 lit. a bis e ist bei jeder Leistung die leistende Stelle mit Daten zur 
Kontaktaufnahme anzugeben. Zusätzlich ist eine Angabe zur Ermöglichung der 
Kontaktaufnahme mit der Datenklärungsstelle (§ 19) anzugeben. 

§ 30. Bei der Anzeige im Transparenzportal von Leistungen im Sinne des § 4 
Abs. 1 Z 1 lit. a bis f ist bei jeder Leistung die leistende Stelle mit Daten zur 
Kontaktaufnahme anzugeben. Zusätzlich ist eine Angabe zur Ermöglichung der 
Kontaktaufnahme mit der Datenklärungsstelle (§ 19) anzugeben. 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 

Datenanzeige Datenanzeige 

Transparenzportalabfrage Transparenzportalabfrage 

§ 32. (1) ... § 32. (1) ... 

 1. Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a bis e, die dem 
Leistungsempfänger gewährt worden sind in den wesentlichen 
Bearbeitungsständen; 

 1. Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a bis f, die dem 
Leistungsempfänger gewährt worden sind in den wesentlichen 
Bearbeitungsständen; 

 2. Informationen zu den durchschnittlichen Kosten für Leistungen im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. f; 

 

 3. bis 5. ...  3. bis 5. ... 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 
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(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte 
Stellen der Länder und Gemeinden über das Transparenzportal nach eindeutiger 
elektronischer Identifizierung der abfragenden Person die Leseberechtigung für 
jene Daten, die für die Gewährung, die Einstellung oder die Rückforderung einer 
Leistung durch diese konkrete abfrageberechtigte Stelle für eine bestimmte 
Aufgabe jeweils erforderlich sind. Die Einsicht steht in jenem Zeitraum zu, für 
welchen das jeweilige Land oder die jeweilige Gemeinde Mitteilungen gemäß § 25, 
ausgenommen Mitteilungen im Sinne des § 23 Abs. 4, in die Transparenzdatenbank 
übermittelt. Alle über das Transparenzportal abgerufenen Daten dürfen 
ausschließlich zur Erfüllung des Überprüfungszweckes (§ 2 Abs. 1 Z 4) verwendet 
werden und unterliegen der Geheimhaltung. Anzeigen von Leistungen aus einem 
als „sensibel“ gekennzeichneten Leistungsangebot im Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 
dürfen nur nach Maßgabe der Transparenzdatenbank-Abfrageverordnung erfolgen. 

(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte 
Stellen der Länder und Gemeinden über das Transparenzportal nach eindeutiger 
elektronischer Identifizierung der abfragenden Person die Leseberechtigung für 
jene Daten, die für die Gewährung, die Einstellung oder die Rückforderung einer 
Leistung durch diese konkrete abfrageberechtigte Stelle für eine bestimmte 
Aufgabe jeweils erforderlich sind. Voraussetzung für die Leseberechtigung ist, 
dass die jeweilige leistende Stelle auf diese Leistung Mitteilungen nach § 25 in die 
Transparenzdatenbank übermitteln wird. Alle über das Transparenzportal 
abgerufenen Daten dürfen ausschließlich zur Erfüllung des Überprüfungszweckes 
(§ 2 Abs. 1 Z 4) verwendet werden und unterliegen der Geheimhaltung. Anzeigen 
von Leistungen aus einem als „sensibel“ gekennzeichneten Leistungsangebot im 
Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 dürfen nur nach Maßgabe der Transparenzdatenbank-
Abfrageverordnung erfolgen. 

(7) und (8) ... (7) und (8) ... 

(9) Die aufgrund dieses Bundesgesetzes und die aufgrund der Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über eine 
Transparenzdatenbank gespeicherten Daten über Leistungsangebote sind 
allgemein zugänglich und ohne weitere Voraussetzung über das Transparenzportal 
anzuzeigen. 

(9) Die aufgrund dieses Bundesgesetzes gespeicherten Daten über 
Leistungsangebote sind allgemein zugänglich und ohne weitere Voraussetzung 
über das Transparenzportal anzuzeigen. 

(10) ... (10) ... 

Anzeige der Daten im Transparenzportal Anzeige der Daten im Transparenzportal 

§ 35. Daten, die aus einem Lohnzettel oder einem Steuerbescheid stammen, 
sind jeweils in ihrer letztverfügbaren Version anzuzeigen. Alle anderen Leistungen 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a bis e werden jeweils mit den letztverfügbaren 
Daten des abgefragten Kalenderjahres im Transparenzportal angezeigt. 

§ 35. Daten, die aus einem Lohnzettel oder einem Steuerbescheid stammen, 
sind jeweils in ihrer letztverfügbaren Version anzuzeigen. Alle anderen Leistungen 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a bis f werden jeweils mit den letztverfügbaren 
Daten des abgefragten Kalenderjahres im Transparenzportal angezeigt. 

Haftungsausschluss Haftungsausschluss 

§ 36. Für die Ordnungsmäßigkeit der Speicherung in der 
Transparenzdatenbank und der Darstellung im Transparenzportal haften weder die 
leistenden Stellen noch die Körperschaft, die die Mitteilung über eine Sachleistung 
übermittelt hat. Jede leistende Stelle haftet für die inhaltliche Richtigkeit der von 
ihr mitgeteilten Daten. 

§ 36. Für die Ordnungsmäßigkeit der Speicherung in der 
Transparenzdatenbank und der Darstellung im Transparenzportal haften weder die 
leistenden Stellen noch die Körperschaft, die die Mitteilung über eine Sachleistung 
übermittelt hat. Jede leistende Stelle haftet für die inhaltliche Richtigkeit und 
Vollständigkeit der von ihr mitgeteilten Daten. 

Veröffentlichung von COVID-19-Leistungen am Transparenzportal Veröffentlichung von COVID-19-Leistungen am Transparenzportal 

§ 39g. (1) ... § 39g. (1) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 

 7. COVID-19 Lockdown-Umsatzersatz für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe und Privatzimmervermieter 

 7. COVID-19 Lockdown-Umsatzersatz für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe und Privatzimmervermieter 

  8. COVID-19 Beihilfen aufgrund von Spätanträgen oder 
Umwidmungen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Die Veröffentlichung hat zu unterbleiben, wenn die insgesamt an einen 
Leistungsempfänger oder Leistungsverpflichteten in einem Kalenderjahr zu den in 
Abs. 1 Z 1 bis Z 7 angeführten COVID-19-Leistungen ausbezahlten Beträge 
EUR 10.000,00 unterschreiten. 

(4) Die Veröffentlichung hat zu unterbleiben, wenn die insgesamt an einen 
Leistungsempfänger oder Leistungsverpflichteten in einem Kalenderjahr zu den in 
Abs. 1 Z 1 bis Z 8 angeführten COVID-19-Leistungen ausbezahlten Beträge 
EUR 10.000,00 unterschreiten. 

(5) ... (5) ... 

8. Abschnitt 8. Abschnitt 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Vollziehung Vollziehung 

§ 42. (1) ... § 42. (1) ... 

 1. ...  1. ... 

 2. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzler hinsichtlich des § 11 Abs. 4 und des § 39 Abs. 1 und 2; 

 2. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzler hinsichtlich des § 39 Abs. 1 und 2; 

 3. die Bundesregierung hinsichtlich des § 20;  3. die Bundesregierung hinsichtlich des § 20 und des § 25 Abs. 1a; 

 4. ...  4. .... ... 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 43. (1) bis (14) ... § 43. (1) bis (14) ... 

 (15) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2023 treten in Kraft:  

  1. das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 1 Z 6 und Abs. 2, § 4 Abs 1, 
§ 4a, § 6 Abs. 2, § 15 Abs. 1 und 2, § 20 Abs. 2, § 28, 
§ 29 Abs. 1 Z 4 sowie § 32 Abs. 9 mit Ablauf des Tages, an 
dem die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem 
Bund und den Ländern über eine Transparenzdatenbank, 
BGBl. I Nr. 73/2013, außer Kraft tritt; zugleich treten § 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 Z 2, § 4 Abs. 3 und 4 sowie § 20 Abs. 2 Z 3 und 4 
außer Kraft; 

  2. § 1 Abs. 1 Z 4, § 2, § 4 Abs. 2, § 8, § 11, § 16, § 21 Abs. 1, § 25 Abs. 1 bis 
2, § 30, § 32 Abs. 1 und 6, § 35, § 36, § 39g Abs. 1 und 4 sowie § 42 Abs 1 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung; zugleich tritt § 1 Abs. 1 Z 5 außer 
Kraft. 

Artikel 6 

Änderung des Bildungsinvestitionsgesetzes 

§ 2. (2b) … § 2. (2b) … 

 (2c) Der Betrag von 30 500 000 Euro in den Tabellen gemäß Abs. 1 und 2 
erhöht sich ab dem Jahr 2025 bis zum Außerkrafttreten des 
Finanzausgleichsgesetzes 2024 österreichweit jährlich um 10 000 000 Euro. 
Dieser zusätzliche Betrag steht ausschließlich für tatsächlich anfallende 
Personalkosten im Freizeitbereich in der schulischen Tagesbetreuung sowie für 
außerschulische Betreuungsangebote an ganztägigen Schulformen in den 
Ferienzeiten bzw. an für schulfrei erklärten Tagen zur Verfügung und ist auf die 
Bundesländer nach der Volkszahl (§ 11 Abs. 8 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, 
BGBl. I Nr. xxx/xxxx) zu verteilen. 

(3) Werden die Beträge des Bundes gemäß Abs. 2 im jeweiligen Bundesland 
nicht zur Gänze ausgeschöpft, können diese bis in das Jahr 2033 jeweils in das 
nächste und übernächste Jahr übertragen werden. Dasselbe gilt für die Beträge 
gemäß Abs. 2b, jedoch können die Mittel nur bis in das Jahr 2024 übertragen 
werden. 

(3) Werden die Beträge des Bundes gemäß Abs. 2 im jeweiligen Bundesland 
nicht zur Gänze ausgeschöpft, können diese bis in das Jahr 2033 jeweils in das 
nächste und übernächste Jahr übertragen werden. Dasselbe gilt für die Beträge 
gemäß Abs. 2b, jedoch können die Mittel nur bis in das Jahr 2025 übertragen 
werden. 

(4) und (4a) … (4) und (4a) … 

(4b) In Ländern, in welchen der Anteil der Schülerinnen und Schüler in 
ganztägigen Schulen entsprechend den Daten der Stellenplananträge gemäß Art. IV 
des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens geändert wird, BGBl. 
Nr. 215/1962, des jeweiligen Schuljahres bereits mindestens 30 % beträgt, stehen 
die Gesamtsummen gemäß Abs. 2 auch für Maßnahmen gemäß Abs. 4a zur 
Verfügung. Gemäß § 2 Abs. 3 ins übernächste Jahr übertragene Mittel stehen 

(4b) In Ländern, in welchen der Anteil der Schülerinnen und Schüler in 
ganztägigen Schulen entsprechend den Daten der Stellenplananträge gemäß 
Art. IV des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in 
der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens geändert wird, BGBl. 
Nr. 215/1962, des jeweiligen Schuljahres bereits mindestens 30 % beträgt, stehen 
die Gesamtsummen gemäß Abs. 2 auch für Maßnahmen gemäß Abs. 4a zur 
Verfügung. Gemäß § 2 Abs. 3 ins übernächste Jahr übertragene Mittel stehen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
befristet bis zum Jahr 2024 ebenfalls für Maßnahmen gemäß Abs. 4a zur 
Verfügung. 

befristet bis zum Jahr 2025 ebenfalls für Maßnahmen gemäß Abs. 4a zur 
Verfügung. 

(5) … (5) … 
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